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6. Mai bis 5. Juni 1994
6. 5. - J e m e n . Das Parlament in Sanaa,
das in Abwesenheit der 56 Vertreter des
Südens tagt, bestätigt die Absetzung von
Vizepräsident Ali Salem al-Beidh; die von
al-Beidh geführte Sozialistische Partei trage
die Verantwortung für die militärischen Aus-
einandersetzungen zwischen den beiden
Landesteilen (vgl. „Blätter", 6/1994, S. 650). -
Am 13. 5. verbreitete die Sozialistische Partei
über Radio Aden (Südjemen) einen Acht-
punkteplan, der u. a. den Vorschlag für eine
sofortige Waffenruhe und den Rückzug der
beiderseitigen Truppen in die Ausgangsstel-
lungen zu Beginn der Kämpfe enthält. - Am
21. 5. kündigt die sozialistische Führung des
Südjemen die Absprachen über die Vereini-
gung mit dem Norden aus dem Jahre 1990
auf und proklamiert eine „Demokratische
Republik Jemen". In Aden werden eine „Pro-
visorische Versammlung zur Nationalen Ret-
tung" sowie ein Präsidialrat eingesetzt, an
dessen Spitze al-Beidh steht. -Am 1. 6. for-
dert der UN-Sicherheitsrat einen sofortigen
Waffenstillstand und die Aufnahme von Ver-
handlungen zwischen den Bürgerkriegspar-
teien. Die Lieferung von Waffen und sonsti-
gem Kriegsmaterial an die beiden Seiten
durch die internationale Gemeinschaft
müsse umgehend eingestellt werden. - Am
5. 6. heißt es in einer Resolution zum Ab-
schluß eines Außenministertreffens des Golf-
kooperationsrates (Gulf Cooperation Coun-
cil/GCC), die im Jahre 1990 geschaffene Ein-
heit zwischen Nord- und Südjemen könne
nicht ohne Zustimmung beider damaliger
Partner weiterleben. Eine militärische
Durchsetzung der Union sei unmöglich. Von
den sechs Ratsmitgliedern stimmt nur Katar
der Resolution nicht zu.

7.5.- Japan. Neun Tage nach dem Amts-
antritt des neuen Kabinetts von Ministerprä-
sident Hata (vgl. „Blätter", 6/1994, S. 650)
muß Justizminister Shigeto Nagano zurück-
treten. Der Minister hatte die japanische
Kriegsführung im Zweiten Weltkrieg als
„antikolonialen Befreiungskrieg" bezeich-
net und Kriegsverbrechen eine reine Erfin-
dung genannt.

9.5.-Süda fri k a . Die neue Nationalver-
sammlung (zur Zusammensetzung vgl.
„Blätter", 6/1994, S. 650) wählt in Kapstadt
den Vorsitzenden des Afrikanischen Natio-
nalkongresses (ANC), Nelson Mandela, ein-
stimmig zum Präsidenten der Republik; der
bisherige Präsident Frederic Willem de Klerk
übernimmt das Amt des Vizepräsidenten. Bei
der feierlichen Vereidigung am 10. 5. hält
Mandela vor dem Unionsgebäude in Pretoria
eine Rede (Text in „Blätter", 6/1994,
S. 771f.).

— WEU. Der Ministerrat der Westeuropäi-
schen Union (WEU) verabschiedet in Luxem-
burg ein „Dokument zu einem Assoziierten-
status" (Text in „Dokumente zum Zeitge-
schehen ") für neun osteuropäische Staaten,
darunter Mitglieder der ehemaligen War-
schauer Vertragsorganisation, „die bereits
ein Europa-Abkommen mit der Europäi-
schen Union geschlossen haben oder noch
schließen werden". Den Status erhalten Bul-
garien, Estland, Lettland, Litauen, Polen,
Rumänien, die Slowakische und die Tsche-
chische Republik sowie Ungarn. Der WEU
gehören außer Dänemark und Irland alle
Mitglieder der Europäischen Union an.

10. 5. - Italien . Der designierte Minister-
präsident Berlusconi (vgl. „Blätter", 5/1994,
S. 522) legt Präsident Scalfaro die Kabinetts-
liste vor. Der neuen Regierung gehören sie-
ben Vertreter von Forza Italia, der Partei Ber-
lusconis, vier der Lega Nord und fünf der
neofaschistischen Alleanza Nazionale an.
Weitere Kabinettsmitglieder sind ehemalige
Christdemokraten und Liberale sowie partei-
lose Fachleute.

11. 5. - Jugoslawien. Vertreter der
bosnischen Muslime und der bosnischen
Kroaten einigen sich in Wien auf die inneren
und äußeren Grenzen eines gemeinsamen
Staates und auf die Aufteilung der Führungs-
ämter nach einem Nationenschlüssel. Die
künftige Föderation soll sich aus vier musli-
mischen, zwei kroatischen und zwei ge-
mischten Kantonen zusammensetzen und
58% des Territoriums von Bosnien-Herzego-
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wina umfassen. Die serbische Seite, die rund
70% des Territoriums von Bosnien-Herzego-
wina kontrolliert, war in die Verhandlungen
in der österreichischen Hauptstadt nicht ein-
bezogen (vgl. „Blätter", 5/1994, S. 522). -Am
13. 5. fordern die Außenminister der USA,
Rußlands und fünf europäischer Staaten (dar-
unter die Bundesrepublik) in Genf eine vier-
monatige Feuerpause und neue Friedensge-
spräche zwischen Serben, Kroaten und Mus-
limen. Kroaten und Muslime sollten 51 % des
bisherigen Staatsgebiets von Bosnien-Herze-
gowina erhalten.

11.-13. 5. - BRD/Rußland. Präsident
Jelzin hält sich zu einem offiziellen Besuch in
der Bundesrepublik auf, wo er u. a. mit Bun-
despräsident von Weizsäcker und Bundes-
kanzler Kohl zusammentrifft. Im Anschluß an
die Gespräche teilt Kohl in Bonn mit, man
habe die Einrichtung einer direkten Telefon-
verbindung zwischen dem Bundeskanzler-
amt und dem Kreml vereinbart. In Pressebe-
richten heißt es, die Bundesrepublik wolle
sich auf der nächsten Zusammenkunft der
Gruppe der wichtigsten Industrienationen
(G-7) in Neapel für eine Vollmitgliedschaft
Rußlands in diesem Gremium einsetzen.

16. 5. - Naher Osten. Die israelische
Armee übergibt ihr bisheriges Hauptquartier
in Gaza an die palästinensische Polizei. Die
Übergabe erfolgt im Rahmen der zwischen
Israel und der PLO geschlossenen Verein-
barungen über die Teilautonomie im Gaza-
streifen und im Gebiet von Jericho (vgl.
„Blätter", 6/1994, S. 650). Die formelle Ver-
antwortung für die Verwaltung des Gaza-
streifens geht am 17.5. an die PLO über. -Am
17. 5. besucht der amerikanische Außen-
minister Christopher als erster ausländischer
Politiker das autonome Gebiet um Jericho.
Christopher, der von einem hohen PLO-
Funktionär begleitet wird, hatte zuvor den
israelischen Regierungschef Rabin über
seine Gespräche mit der syrischen Regierung
unterrichtet.

20.-21.5.- Vietnam/USA. Beide Re-
gierungen tauschen Noten über die Einrich-
tung gegenseitiger Verbindungsbüros in
Hanoi und Washington aus. In einer Mittei-
lung des vietnamesischen Außenministe-
riums heißt es am 26. 5., diese Vorstufe zur
Aufnahme voller diplomatischer Beziehun-

gen sei ein wichtiger Schritt zur Normalisie-
rung der Beziehungen mit den USA.

22. 5. - Haiti. Auf Beschluß des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen vom 6. 5.
tritt ein umfassendes Handelsembargo
gegen Haiti in Kraft, von dem nur Lebensmit-
tel und humanitäre Güter ausgenommen
sind. Mit dem Embargo soll die Rückkehr des
durch einen Militärputsch ins Exil vertriebe-
nen rechtmäßigen Präsidenten Aristide er-
zwungen werden.

23. 5. - Bundespräsident. Die
10. Bundesversammlung wählt im Berliner
Reichstag im dritten Wahlgang den Präsiden-
ten des Bundesverfassungsgerichts, Roman
Herzog, Kandidat der CDU/CSU, zum sieb-
ten Bundespräsidenten der Bundesrepublik
Deutschland (Amtsantritt: 1. Juli 1994). Von
den abgegebenen 1320 Stimmen entfallen
auf Herzog 696 Stimmen, auf den nordrhein-
westfälischen Ministerpräsidenten Johannes
Rau, Kandidat der SPD, 605 Stimmen und auf
Hans Hirzel, Kandidat der Republikaner, 7
Stimmen; eine Stimme ist ungültig. Der von
Bündnis 90/Die Grünen unterstützte Kandi-
dat, der ostdeutsche Wissenschaftler Jens
Reich, sowie die Kandidatin der FDP, die frü-
here Bundestagsabgeordnete Hildegard
Hamm-Brücher, hatten ihre Bewerbung nach
dem ersten bzw. nach dem zweiten Wahl-
gang zurückgezogen. Roman Herzog tritt die
Nachfolge von Richard von Weizsäcker
(CDU) an, der entsprechend der Verfassung
nach Ablauf von zwei Amtszeiten nicht mehr
kandidieren konnte. Zusammensetzung der
10. Bundesversammlung (1324 Mitglieder):
CDU/CSU 619, SPD 502, FDP 111, Bündnis
90/Die Grünen 43, PDS/Linke Liste 33, Repu-
blikaner 8, fraktionslos 8 Mitglieder. (Zur
9. Bundesversammlung vgl. „Blätter", 7/
1989, S. 779.)

25. 5. - NATO. Der russische Verteidi-
gungsminister Gratschow erläutert den Ver-
teidigungsministern der Nordatlantischen
Allianz in Brüssel die Vorstellungen seiner
Regierung über eine künftige Zusammenar-
beit mit der NATO und die Teilnahme Ruß-
lands an der „Partnerschaft für den Frieden "
(Text in „Blätter", 2/1994, S. 244f). Ein von
Gratschow dazu vorgelegtes Dokument wird
nicht veröffentlicht. In Presseberichten heißt
es, Rußland wünsche einen Konsultations-
mechanismus über wichtige NATO-Ent-
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Scheidungen, eine erweiterte Rolle für den
Nordatlantischen Kooperationsrat sowie die
Einbindung des Nordatlantischen Bündnis-
ses in die KSZE-Strukturen. Der russische
Außenminister Kosyrew hatte am 7.5. gegen-
über Nachrichtenagenturen erklärt, als
Großmacht müsse Rußland auf einer anderen
Ebene mit der NATO zusammenarbeiten als
ein kleines oder ein zu den Mittelmächten
zählendes europäisches Land. - Am 26. 5.
kündigt Verteidigungsminister Rühe nach
seiner Rückkehr aus Brüssel in Bonn an, die
Bundesregierung werde bis zum September
d. J. mit den drei baltischen Staaten zweisei-
tige Abkommen über eine militärpolitische
Zusammenarbeit schließen.

- UNO. Der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen hebt das im November 1977 gegen
Südafrika verhängte Waffenembargo auf
(vgl „Blätter", 12/1977, S. 1423 f). Gleichzei-
tig annulliert der Rat einen Beschluß aus dem
Jahre 1984, der alle Staaten verpflichtet,
keine Produkte der südafrikanischen Rü-
stungsindustrie zu importieren. Der Vertreter
Südafrikas bittet um Unterstützung bei der
Umwandlung der Militärtechnologie seines
Landes für zivile Zwecke.

26. 5.- USA/China. Der amerikanische
Präsident Clinton verlängert die Meistbe-
günstigungsklausel (Most-Favored-Nation-
Status) für den Handel mit der Volksrepublik
China um ein weiteres Jahr. In Washington
heißt es dazu, der Präsident habe sich ent-
schieden, handelspolitische Privilegien ge-
genüber China nicht mehr direkt mit der
Menschenrechtsfrage zu verknüpfen. In
einer Stellungnahme aus Peking wird die
Entscheidung Clintons begrüßt, die Beibe-
haltung eines Einfuhrverbots für chinesische
Waffen jedoch kritisiert.

26. -27. 5. - EU. Auf Initiative der Europäi-
schen Union, die auf einen Vorschlag des
französischen Ministerpräsidenten Balladur
zurückgeht, findet in Paris die Eröffnungs-
konferenz für den Abschluß eines Stabilitäts-
paktes für Europa statt, an der die KSZE-
Staaten sowie Vertreter mehrerer internatio-
naler Organisationen teilnehmen. In einem
Schlußdokument werden die Unverletzlich-
keit der Grenzen sowie die Sicherung der
Rechte nationaler Minderheiten als Grund-
steine für den angestrebten „Stabilitätspakt"
für Europa bezeichnet. Zwei Runde Tische

(für das Baltikum sowie für Zentral- und Ost-
europa) sollen sich zunächst mit der Beile-
gung strittiger Grenz- und Minderheitenpro-
bleme beschäftigen.

29. 5.- Ungarn. Die Sozialistische Partei
unter Führung des früheren Außenministers
Gyula Horn geht aus den landesweiten Wah-
len mit einer absoluten Mehrheit hervor. Die
Sozialisten erhalten 209 der 386 Parlaments-
sitze, an zweiter Stelle liegen die Freien
Demokraten mit 70 Sitzen. Das Ungarische
Demokratische Forum, die bisher stärkste
Regierungspartei, erhält nur 37 Sitze. Horn
erklärt nach Bekanntgabe der Ergebnisse, er
strebe trotz der absoluten Mehrheit für seine
Partei eine Koalitionsregierung an.

30.-31. 5. - Frankreich/BRD. Der
französische Präsident Mitterrand und Bun-
deskanzler Kohl vereinbaren auf ihrem 63.
Gipfel im elsässischen Mülhausen, ihre auf-
einanderfolgenden Präsidentschaften in der
Europäischen Union zu koordinieren und
dafür ein gemeinsames Programm vorzule-
gen. Die Bundesrepublik übernimmt die EU-
Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 1994,
Frankreich im ersten Halbjahr 1995.

31. 5.-3. 6. - Blockfreie Bewe-
gung. Das 11. Ministertreffen der Block-
freien Bewegung (Non-Aligned Movement/
NAM) befaßt sich in Kairo mit einer Neube-
stimmung der bündnisfreien Politik ange-
sichts der Veränderungen seit dem Ende des
Kalten Krieges. Südafrika wird als 109. Mit-
glied aufgenommen. Der nächste Gipfel der
Blockfreien soll im Jahre 1995 in Cartagena
(Kolumbien) stattfinden.
2. 6. - Korea. Die Internationale Atom-
energie-Organisation (IAEO) teilt dem
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit,
für die Inspektoren der Organisation sei es
nicht mehr möglich, festzustellen, ob und
wieviel kernwaffenfähiges Plutonium in dem
nordkoreanischen Forschungsreaktor bei
Yongbyon abgezweigt worden sei (vgl.
„Blätter", 5/1994, S. 521 f., und 6/1994,
S. 649). IAEO-Generaldirektor Blix (Schwe-
den) schreibt: „Der Grund ist, daß alle hierfür
benötigten wichtigen Teile des Reaktorkerns
entfernt wurden." Die amerikanische UN-
Botschafterin Albright erklärte dazu in New
York, sie werde mit anderen Mitgliedern des
Sicherheitsrates Gespräche über mögliche
Sanktionen gegen Nordkorea aufnehmen.
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